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[bookmark: _Toc428704859][bookmark: _Toc428269664]Mustervertrag GmbH-Geschäftsführeranstellungsvertrag
Zwischen der Firma ………………. GmbH mit Sitz in …………………………….,
vertreten durch ihren Alleingesellschafter ………………. / vertreten durch ihre Gesellschafter ……………….
– nachfolgend auch »Gesellschaft« genannt –
und Herrn/Frau ………………., wohnhaft in ……………….
– nachfolgend auch »Geschäftsführer*« genannt –
wird folgender Geschäftsführungsvertrag vereinbart:
* Die Bezeichnung »Geschäftsführer« wird zur besseren Lesbarkeit des Vertrags für alle Geschlechter benutzt.
Vorbemerkung
Die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft hat am ……………………..
Herrn/Frau ……………. mit Wirkung zum …… (Datum) zum alleinvertretungsberechtigten Geschäftsführer nach der Geschäftsordnung der Gesellschaft vom ………………… bestellt.
Alternativ:
Herrn/Frau ……………. mit Wirkung zum …… (Datum) zum mit ..... (Name, Funktion, also Geschäftsführer oder Prokurist) gesamtvertretungsberechtigten Geschäftsführer nach der Geschäftsordnung der Gesellschaft vom ………………… bestellt.
Die Bestellung ist am …………… zur Eintragung ins Handelsregister angemeldet worden.
§ 1 Aufgaben und Pflichten
(1) Herr/Frau …………………. ist Geschäftsführer der Gesellschaft. Er/Sie vertritt die Gesellschaft nach Maßgabe der Vorschriften des Gesellschaftsvertrags und der Geschäftsordnung der Gesellschaft in ihrer jeweiligen Fassung sowie der Bestimmungen der Gesellschafter.
(2) Die Gesellschaft kann weitere Geschäftsführer bestellen.
(3) Der Geschäftsführer führt die Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze, des Gesellschaftsvertrags, der von den Gesellschaftern erlassenen Geschäftsordnung und der sonstigen Bestimmungen der Gesellschafter.
(4) Im Rahmen der Geschäftsführung hat der Geschäftsführer für die wirtschaftlichen, finanziellen und organisatorischen Belange der Gesellschaft zu sorgen.
(5) Bei allen Entscheidungen muss sich der Geschäftsführer allein vom Wohl der Gesellschaft leiten lassen.
(6) Der Geschäftsführer hat die ihm obliegenden Pflichten mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsleiters und Kaufmanns wahrzunehmen.
(7) Der Geschäftsführer hat seine gesamte Arbeitskraft und seine gesamten Kenntnisse und Erfahrungen ausschließlich der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen, soweit sich nicht aus Nachfolgendem etwas anderes ergibt. Die Übernahme einer entgeltlichen oder unentgeltlichen Nebentätigkeit, von Ehrenämtern, von Aufsichtsrats-, Beirats- und ähnlichen Mandaten sowie von Gutachten, Veröffentlichungen und Vorträgen bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Gesellschafter.
(8) Dem Geschäftsführer ist untersagt, sich während der Dauer dieses Anstellungsverhältnisses selbst oder mittelbar an einem Unternehmen zu beteiligen, das mit der Gesellschaft in Konkurrenz steht oder in wesentlichem Umfang Geschäftsbeziehungen mit der Gesellschaft unterhält. Ausnahmen bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Gesellschafter.
(9) Der Geschäftsführer berichtet den Gesellschaftern regelmäßig, mindestens einmal je Quartal, sowie unverzüglich im Falle außergewöhnlicher Ereignisse schriftlich über die Entwicklung des Geschäfts.
§ 2 Vertragsdauer
(1) Dieser Vertrag beginnt am ……………………………
Variante A:
(2) Er wird auf die Dauer von ………………….. Jahren unkündbar abgeschlossen. Er verlängert sich danach um …………. Jahre und dann jeweils um ……….. Jahre, wenn er nicht von einer der Vertragsparteien gekündigt wird. Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate während des ersten Jahres der Laufzeit des Vertrags und danach sechs Monate.
Variante B:
(2) Er wird unbefristet abgeschlossen. Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate während des ersten Jahres der Laufzeit des Vertrags und danach sechs Monate.
(3) Der Vertrag ist jederzeit aus wichtigem Grund fristlos kündbar. Ein wichtiger Grund liegt für die Gesellschaft insbesondere vor, wenn
a) der Geschäftsführer Aufgaben und Pflichten gemäß § 1 des Vertrags verletzt,
b) der Geschäftsführer gegen gesetzliche Bestimmungen verstößt,
c) der Geschäftsführer schuldhaft einen unrichtigen Jahresabschluss aufstellt oder die Gesellschafter sonst über die Vermögens- und Ertragslage der Gesellschaft vorsätzlich oder fahrlässig falsch unterrichtet.
(4) Die Kündigung dieses Vertrags bedarf der Schriftform. Die Kündigung durch den Geschäftsführer ist, wenn ein weiterer Geschäftsführer vorhanden ist, ihm gegenüber als verbleibendem Vertreter der Gesellschaft zu erklären. Ist kein weiterer Geschäftsführer bestellt, hat die Kündigung gegenüber dem Gesellschafter mit der höchsten Kapitalbeteiligung an der Gesellschaft zu erfolgen. Die Kündigung durch die Gesellschaft erfolgt durch schriftliche Mitteilung eines entsprechenden Beschlusses der Gesellschafter.
(5) Nach einer ordentlichen Kündigung dieses Vertrags, gleich durch welche Partei, ist die Gesellschaft jederzeit befugt, den Geschäftsführer von seiner Verpflichtung zur Dienstleistung für die Gesellschaft sofort freizustellen. Die übrigen Ansprüche aus dem Geschäftsführervertrag bleiben unberührt.
(6) Nach einer außerordentlichen Kündigung dieses Vertrags, gleich durch welche Partei, ist der Geschäftsführer von seiner Verpflichtung zur Dienstleistung für die Gesellschaft sofort freizustellen. Die übrigen Ansprüche aus dem Geschäftsführervertrag erlöschen mit der Wirksamkeit der außerordentlichen Kündigung.
(7) Die Bestellung von Herrn/Frau …………………. zum Geschäftsführer kann durch Beschluss der Gesellschafter
Variante A
nur aus wichtigem Grund im Sinne des Absatzes 3 dieser Ziffer widerrufen werden,
Variante B
jederzeit widerrufen werden,
unbeschadet seiner etwaigen Entschädigungsansprüche aus diesem Vertrag. Die Abberufung gilt als Kündigung dieses Vertrags zum nächstmöglichen Zeitpunkt.
§ 3 Bezüge
(1) Der Geschäftsführer erhält als Vergütung für seine Tätigkeit ein Jahresgehalt von …..…… € (in Worten …………. Euro) brutto. Das Jahresgehalt wird in zwölf gleichen Raten unter Einbehaltung der gesetzlichen Abzüge zur Mitte (zum Anfang/Ende) eines jeden Kalendermonats gezahlt.
(2) Soweit sich dieser Vertrag gemäß § 2 Ziffer 2 über …………… (Zeitangabe: zum Beispiel ein Jahr) hinaus verlängert, erhält der Geschäftsführer ferner eine Tantieme, die die Gesellschafter unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen Ergebnisses des Geschäftsjahres und der Ertragslage der Gesellschaft nach Feststellung des Jahresabschlusses festsetzen. Die Bemessungsgrundlage für diese Tantieme ergibt sich aus den folgenden Bestimmungen:
Zugrunde zu legen ist der Jahresüberschuss nach der Handelsbilanz vor Körperschaftsteuer.
Der Jahresüberschuss ist um außerordentliche Erträge zu mindern.
Außerordentliche Erträge im Sinn dieser Vereinbarung sind die Erträge gemäß § 277 Absatz 4 HGB. Als außerordentliche Erträge gelten jedenfalls die Erträge, die unregelmäßig oder selten (nicht periodisch) auftreten. Dazu gehören Gewinne aus dem Verkauf von Grundstücken, Beteiligungen, Teilbetrieben sowie dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens, aus außergewöhnlichen Schadensfällen, aus Gesellschafterzuschüssen oder Einlagen sowie aus Sanierungsleistungen.
Tantiemensatz sind … % (in Worten: ……. Prozent) der vorstehend definierten Bemessungsgrundlage.
Die Tantieme ist einen Monat nach Feststellung des Jahresabschlusses durch die Gesellschafter fällig.
Soweit sich die Tätigkeit des Geschäftsführers nicht auf das gesamte Geschäftsjahr erstreckt, erhält er eine entsprechend pro rata temporis ermäßigte Tantieme.
Der Anspruch auf die Tantieme entfällt, wenn dieser Vertrag am ………….. (Zeitpunkt der Fälligkeit der Tantieme) gekündigt ist.
(3) Ein Anspruch auf Vergütung von Überstunden, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit oder sonstiger Mehrarbeit besteht nicht.
(4) Eine Abtretung oder Verpfändung der Vergütungsansprüche ist ausgeschlossen. Bei Abtretungen, Verpfändungen oder Pfändungen von Ansprüchen auf Arbeitsentgelt ist die Gesellschaft berechtigt, pauschal ……… Euro für zu berechnende Abtretung, Verpfändung oder Pfändung als Ersatz der entstehenden Kosten von den Bezügen in Abzug zu bringen. Bei Nachweis höherer tatsächlicher Kosten ist die Gesellschaft berechtigt, diese gegenüber dem Geschäftsführer zu berechnen.
§ 4 Bezüge bei Krankheit und Tod
(1) Bei einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit des Geschäftsführers, die durch Krankheit oder aus einem anderen, von dem Geschäftsführer nicht zu vertretenden Grund eintritt, werden die Bezüge gemäß § 3 Ziffer 1 für sechs (drei/zwei …) Monate weitergezahlt, und zwar unter Abzug eines Betrags, der dem von der Krankenkasse gezahlten Krankengeld entspricht. Die Fortzahlung der Bezüge erfolgt jedoch längstens bis zur Beendigung dieses Vertrags.
(2) Stirbt der Geschäftsführer während der Dauer dieses Vertrags, so haben seine Witwe oder sein eingetragener Lebenspartner/ihr Witwer oder ihre eingetragene Lebenspartnerin und die leiblichen oder adoptierten Kinder, soweit diese das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und noch in der Berufsausbildung stehen, als Gesamtgläubiger Anspruch auf Fortzahlung des Gehalts gemäß § 3 Ziffer 1 für den Sterbemonat und die drei folgenden Monate.
§ 5 Arbeitszeit
Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt 40 Stunden. Mehrarbeit ist zu leisten, wenn es die jeweilige Situation der GmbH erfordert. Der Arbeitsort kann frei gewählt werden, es sei denn, die Situation der GmbH erfordert die persönliche Anwesenheit des Geschäftsführers.
§ 6 Arbeitsverhinderung, Krankheit
(1) Ist der Geschäftsführer durch Krankheit oder sonstige unvorhergesehene Ereignisse an der Erbringung seiner Arbeitsleistung gehindert, so hat er dies der Gesellschaft unverzüglich mitzuteilen und die Gründe hierfür anzugeben. Die voraussichtliche Dauer der Verhinderung ist der Gesellschaft gleichzeitig mitzuteilen. 
(2) Ist der Geschäftsführer infolge von auf Krankheit beruhender Arbeitsunfähigkeit an der Erbringung seiner Arbeitsleistung gehindert, ohne dass ihn ein Verschulden trifft, so erhält er Gehaltsfortzahlung 
Variante A:
für die Dauer von ……. Monaten.
Variante B:
nach den gesetzlichen Vorschriften.
(3) Für den Fall, dass dem Geschäftsführer für den durch Krankheit bedingten Verdienstausfall Schadenersatzansprüche gegen einen Dritten zustehen sollten, tritt er solche Ansprüche schon heute für diejenigen Zeiträume und in dem Umfang an die Gesellschaft ab, für die ihm Ansprüche auf Gehaltsfortzahlung nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen zustehen.
§ 7 Urlaub
Der Geschäftsführer hat Anspruch auf einen Jahresurlaub von ... Arbeitstagen. Die beabsichtigte Urlaubszeit ist mit den übrigen Geschäftsführern (Prokuristen, Geschäftsführervertretern) abzustimmen. Kann der Geschäftsführer seinen Jahresurlaub nicht nehmen, weil dem Interessen der Gesellschaft entgegenstehen, kann er den Urlaub bis zum 30. April des jeweiligen Folgejahres in Anspruch nehmen. Ist das nicht möglich, hat er Anspruch auf Abgeltung des Urlaubs unter Zugrundelegung der Höhe des Grundgehalts gemäß § 3 Ziffer 1. Entsprechendes gilt bei teilweiser Nichtinanspruchnahme von Urlaub.
§ 8 Lebensversicherung
Der Geschäftsführer hat keinen Anspruch auf eine Pension der Gesellschaft. Soweit und solange dieser Anstellungsvertrag jedoch besteht, wird die Gesellschaft dem Geschäftsführer – ggf. pro rata temporis – dessen Jahresbeitrag zu einer Lebensversicherung bei der ……………………………………………. nach dem Versicherungsschein Nr. …………………….. vom …………………………. erstatten. Erstattet wird höchstens der derzeitige Jahresbeitrag von ……………….. Euro für ……………….. Euro Hauptversicherungssumme sowie Beitragsbefreiung bei Berufsunfähigkeit und Rente bei Berufsunfähigkeit. Der Geschäftsführer trägt die Lohnsteuer und eventuelle sonstige Abgaben auf den von der Gesellschaft erstatteten Beitrag selbst.
§ 9 Sonstige Leistungen
(1) Dem Geschäftsführer wird für seine Tätigkeit im Rahmen dieses Vertrags ein Firmenwagen der gehobenen Mittelklasse (BMW, Mercedes, Audi o. Ä.) zur Verfügung gestellt, der auch zu privaten Zwecken genutzt werden kann. Dies gilt auch bei Urlauben im Ausland, wenn sie nicht länger als vier Wochen dauern. Bei Urlauben über vier Wochen oder bei unterschiedlichen Krankheiten, die zusammen mehr als vier Wochen dauern, hat der Geschäftsführer das Dienstfahrzeug der GmbH zur Verfügung zu stellen. Die Lohnsteuer auf den geldwerten Vorteil der privaten Nutzung trägt der Geschäftsführer. 
(2) Dem Geschäftsführer steht es frei, ein anderes Modell als Dienstfahrzeug zu wählen. Eventuelle Mehrkosten der Anschaffung und des Unterhalts hat der Geschäftsführer durch Zuzahlungen oder Ersatz der Ausgaben der Gesellschaft zu tragen. Bei der Wahl des Modells hat der Geschäftsführer seine Repräsentationsaufgabe als Geschäftsführer dieser Gesellschaft zu beachten. Bei ausgefallenen Modellwünschen, wie beispielsweise Luxusfahrzeugen oder Premiumfahrzeugen oder Oldtimern, ist vor der Anschaffung die Zustimmung der Gesellschafterversammlung einzuholen.
(3) Die Gesellschaft erstattet dem Geschäftsführer die Aufwendungen, die ihm in der Ausübung seiner Aufgaben entstehen, einschließlich Reise- und Bewirtungskosten, im Rahmen der jeweils steuerlich zulässigen Höchstgrenzen. Der Geschäftsführer muss seine Auslagen belegen, soweit üblicherweise Belege erteilt werden. Im Übrigen reichen Eigenbelege aus (zum Beispiel für Telefonate und Trinkgelder, Taxifahrten im Ausland).
(4) Der Geschäftsführer darf die erste Klasse der Bahn nutzen, bei Flugreisen entweder die Economyklasse oder Businessklasse. 
§ 10 Geheimhaltung
(1) Der Geschäftsführer hat über alle Tatsachen und Umstände, die den Geschäftsbetrieb der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens oder eines Dritten betreffen, der mit einer dieser Gesellschaften in Geschäftsbeziehung steht, und die nicht als offenkundig anzusehen sind, sowohl gegenüber Dritten als auch gegenüber nicht berechtigten Geschäftsführern der Gesellschaft strengstes Stillschweigen zu bewahren. Hiervon ausgenommen sind lediglich solche Informationen, deren Weitergabe zur ordnungsgemäßen Erfüllung der dem Geschäftsführer übertragenen Aufgaben erforderlich ist oder ihm seitens der Gesellschaft zuvor schriftlich gestattet worden ist.
(2) Alle Geschäftsunterlagen, die der Geschäftsführer im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für die Gesellschaft von dieser oder Dritten erhält, sind bzw. werden Eigentum der Gesellschaft und sind nach Maßgabe der geltenden Sicherheitsbestimmungen so aufzubewahren, dass sie nicht von Unbefugten zur Kenntnis genommen werden können. Die Anfertigung von Abschriften, Kopien oder sonstigen Vervielfältigungen, gleich welcher Form, für eigene Zwecke sowie die Weitergabe an Dritte ist untersagt. Dem Geschäftsführer sind auf Verlangen die Gesellschafterbeschlüsse, die Anweisungen an ihn oder Einschränkungen seiner Geschäftsführung enthalten, in Kopie oder als Protokollauszug zur Verfügung zu stellen. Der Geschäftsführer hat diese Kopien oder Protokollauszüge so aufzubewahren, dass Unbefugte keinen Zugang haben.
(3) Die vorgenannten Verpflichtungen gelten auch nach Beendigung des Anstellungsverhältnisses.
§ 11 Aufzeichnungen
Bei seinem Ausscheiden aus den Diensten der Gesellschaft oder nach seiner Entbindung von der Verpflichtung zur Arbeitsleistung gemäß § 2 Ziffer 5 Satz 1 ist der Geschäftsführer verpflichtet, sämtliche Schriftstücke, Korrespondenzen, Aufzeichnungen, Entwürfe und dergleichen, die Angelegenheiten der Gesellschaft betreffen und die sich noch in seinem Besitz befinden, einschließlich Kopien, unverzüglich der Gesellschaft zu übergeben. Der Geschäftsführer ist nicht berechtigt, an derartigen Unterlagen ein Zurückbehaltungsrecht auszuüben. Kopien oder Protokollauszüge von Gesellschafterbeschlüssen, die der Geschäftsführer nach § 10 Ziffer 2 erhalten hat, darf der Geschäftsführer bis zu seiner vollständigen Entlastung und dem Ablauf der Frist seiner nachvertraglichen Haftung, jedoch für höchstens zehn Jahre nach seinem Ausscheiden aus der Geschäftsführung privat aufbewahren. Der Geschäftsführer hat diese Kopien oder Protokollauszüge so aufzubewahren, dass Unbefugte sich keinen Zugang zu den Dokumenten verschaffen können.
§ 12 Annahme von Geschenken und Vergünstigungen
Die Annahme von Geschenken und geldwerten Vorteilen im Zusammenhang mit der Tätigkeit für die Gesellschaft ist dem Geschäftsführer nicht gestattet. Ausgenommen hiervon sind lediglich geschäftsübliche Zuwendungen von geringem Wert. Dieses Verbot gilt auch für Geschenke, die vom Schenkenden nach den Vorschriften des deutschen Einkommensteuerrechts (§ 37b EStG oder die ihn möglicherweise nach einer Gesetzesänderung ersetzende Regelung) pauschal versteuert werden.
§ 13 Nachträgliches Wettbewerbsverbot
(1) Der Geschäftsführer wird in den nächsten ………. Monaten/Jahren nach Beendigung dieses Anstellungsvertrags weder selbstständig noch unselbstständig oder in sonstiger Weise für ein Unternehmen tätig werden, das auf den Arbeitsgebieten ………………………… und in diesen Bereichen mit der Gesellschaft oder einem ihr verbundenen Unternehmen in mittelbarem oder unmittelbarem Wettbewerb steht.
Er wird während dieser Zeit ein solches Unternehmen auch nicht errichten, es erwerben oder sich hieran unmittelbar oder mittelbar beteiligen.
(2) Für die Dauer des Verbots erhält der Geschäftsführer eine Entschädigung, die für jeden Monat/jedes Jahr des Verbots die Hälfte der von ihm zuletzt bezogenen vertragsmäßigen Leistung beträgt.
(3) Im Übrigen gelten die §§ 74 ff. HGB.
§ 14 Haftungsfreistellung des Geschäftsführers gegenüber der Gesellschaft
(1) Die Gesellschaft stellt den Geschäftsführer frei von Haftungsansprüchen Dritter gegen ihn persönlich.
(2) Die Gesellschaft schließt für den Geschäftsführer eine Vermögensschadenhaftpflichtversicherung in Höhe von … Euro ab.
(3) Bei Verletzung der Sorgfaltspflichten entfällt eine eintretende Haftung des Geschäftsführers dann, wenn er aufgrund einer Weisung der Gesellschafterversammlung gehandelt hat oder wenn die Gesellschafterversammlung seine Entlastung beschließt.
(4) Hat der Geschäftsführer gehandelt ohne eine Weisung der Gesellschafterversammlung und ist der Gesellschaft durch sein Tun oder seine Unterlassung ein Schaden entstanden oder ist dem Geschäftsführer die Entlastung verweigert worden, ist die Gesellschaft beweispflichtig für die Verletzung der Sorgfaltspflichten.
(5) Ist der Gesellschaft durch das Tun oder Unterlassen des Geschäftsführers ein Schaden entstanden und hat die Gesellschaft dem Geschäftsführer die Verletzung der Sorgfaltspflichten bewiesen, begrenzt sich der Betrag, den er der Gesellschaft zum Ersatz des entstandenen Schadens bezahlen muss, auf höchstens ein Jahresgehalt (alternativ: auf … Euro).
§ 15 Ausschlussfristen
Alle Ansprüche aus und in Verbindung mit dem Anstellungsverhältnis und seiner Beendigung müssen innerhalb von sechs Monaten nach Fälligkeit schriftlich gegenüber der anderen Vertragspartei geltend gemacht werden. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung der Ansprüche ausgeschlossen. Dies gilt bei Haftung wegen Vorsatz.
§ 16 Rechtswahl, Gerichtsstand
(1) Dieser Anstellungsvertrag unterliegt deutschem Recht.
(2) Für den Fall, dass der Geschäftsführer keinen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland hat, vereinbaren die Parteien die Zuständigkeit des Landgerichts in ………………………… (PLZ, Ortsangabe). Gleiches gilt, wenn der Geschäftsführer seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland verlegt hat oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt zum Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt ist.
§ 17 Schlussbestimmungen
(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags unwirksam sein, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Parteien sind verpflichtet, die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame Bestimmung zu ersetzen, die den mit der unwirksamen Bestimmung angestrebten wirtschaftlichen Erfolg so weit wie möglich erreicht. Entsprechendes gilt bei Lücken im Vertrag.
(2) Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform und des Beschlusses der Gesellschafter. Dies gilt auch für die Änderung der Bestimmung des Satzes 1 dieser Ziffer.
(3) Der Geschäftsführer ist verpflichtet, die Gesellschaft umgehend von einer Änderung seiner Wohnungsanschrift in Kenntnis zu setzen.
………………………………………………., ……………………………………….
(Ort, Datum)					(Ort, Datum)

………………….………………………….	………………………………………
(Gesellschaft, vertreten durch …)	(Geschäftsführer/-in)
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